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Leitlinien für sicheres Reisen und Aufschwung des 

europäischen Tourismus 
Von der Europäischen Kommission wurde ein Tourismus- und Verkehrspaket vorgelegt, welches die Mitglieds-

staaten und TouristikerInnen unterstützen soll, unter dem notwendigen Gesundheitsschutz Reisebeschränkun-

gen schrittweise aufzuheben und Unternehmen wieder zu öffnen.  

Fast 10 Prozent des europäischen BIP werden durch 

den Tourismus erwirtschaftet. Durch die Corona-

Krise und die damit einhergehenden Ausgangs- und 

Reisebeschränkungen wird der Umsatz 2020 jedoch 

enorm geschmälert: Die Welttourismusorganisation 

(UNWTO) prognostiziert einen Rückgang der Zahlen 

der internationalen Besucher um 20 bis 30 Prozent, 

was für die Reisebranche weltweit Verluste in der 

Größenordnung von 280 bis 420 Mrd. Euro bedeu-

tet. Allein in Europa sind Verluste von bis zu 150 

Mrd. Euro vorstellbar. Um diese enormen Verluste 

abzumildern, gibt die EU-Kommission eine Orientie-

rungshilfe für den Aufschwung des europäischen 

Tourismus, der sowohl die Öffnung von Grenzen als 

auch der Tourismusunternehmen unter dem not-

wendigen Gesundheitsschutz vorsieht.  

 

Zentral für den Tourismus sind offene Grenzen. Die 

Kommission empfiehlt daher eine abgestufte und 

koordinierte Vorgehensweise, bei der zunächst die 

Beschränkungen zwischen Gebieten oder Mitglied-

staaten mit hinreichend ähnlicher epidemiologischer 

Lage aufgehoben werden. Entscheidend dabei ist ein 

flexibler Ansatz (Maßnahmen sollten jederzeit wie-

der eingeführt werden können), der auf epidemiolo-

gischen Kriterien, der Fähigkeit, Eindämmungsmaß-

nahmen anzuwenden und wirtschaftlicher und sozia-

ler Erwägungen beruht. Dabei muss der Grundsatz 

der Nicht-Diskriminierung gewahrt sein: Lässt ein 

Mitgliedstaat das Einreisen in sein Hoheitsgebiet zu, 

so soll das für alle EU-Länder mit ähnlichen epidemi-

ologischen Bedingungen gelten. Zur Planbarkeit für 

Menschen, die die Grenzen übertreten möchten, 

sollen die Mitgliedsstaaten regelmäßig über den 

Stand der Beschränkungen informieren. Die Kommis-

sion wird zusätzlich auf ihrer Website die Liste der 

geltenden internen Grenzkontrollen sowie Links zu 

anderen relevanten Informationen für Reisende an-

führen. Das Konzept für die schrittweise Öffnung der 

Grenzen finden Sie hier.  

 

Zusätzlich werden in den Leitlinien allgemeine 

Grundsätze für die sichere und schrittweise Wieder-

aufnahme der Personenbeförderung im Luft-, Schie-

nen-, Straßen- und Schiffsverkehr vorgestellt. Darin 

werden Empfehlungen wie Begrenzung des Kontak-

tes zwischen Passagieren und Beschäftigten (z.B. on-

line Check-in oder Begrenzungen der Passagierkapa-

zitäten) und die Verwendung von persönlichen 

Schutzausrüstungen ausgesprochen.  

 

Ferner legt die Kommission einen Kriterienkatalog 

für die sichere und schrittweise Wiederaufnahme 

touristischer Aktivitäten und die Erarbeitung von 

Gesundheitsprotokollen für Hotels und andere Arten 

von Unterkünften fest. Dabei handelt es sich um epi-

demiologische Nachweise für ausreichende Kapazitä-

ten der lokalen Gesundheitssysteme für Einheimi-

sche und Touristen und notwendige Überwachungs- 

und Testkapazitäten. Zusätzlich werden Maßnahmen 

zur Infektionsprävention wie körperliche Distanzie-

rung und Hygiene angeführt. In den Leitlinien wird 

außerdem empfohlen, dass Betriebe die Informatio-

nen zu allen angewandten und zu befolgenden Maß-

nahmen klar und sichtbar bereitstellen. 

 

In ihren Empfehlungen für Reisegutscheine be-

kräftigt die Kommission den Anspruch von Reisen-

https://ec.europa.eu/home-affairs/what-we-do/policies/borders-and-visas/schengen/reintroduction-border-control_en
https://ec.europa.eu/info/files/covid-19-towards-phased-and-coordinated-approach-lifting-internal-border-controls-and-restoring-freedom-movement_de
https://ec.europa.eu/info/files/covid-19-guidelines-progressive-restoration-transport-services-and-connectivity_de
https://ec.europa.eu/info/files/covid-19-guidelines-progressive-restoration-transport-services-and-connectivity_de
https://ec.europa.eu/info/files/covid-19-guidelines-progressive-restoration-transport-services-and-connectivity_de
https://ec.europa.eu/info/files/covid-19-eu-guidance-progressive-resuming-tourism-services-and-health-protocols-hospitality-establishments_de
https://ec.europa.eu/info/files/covid-19-eu-guidance-progressive-resuming-tourism-services-and-health-protocols-hospitality-establishments_de
https://ec.europa.eu/info/files/covid-19-eu-guidance-progressive-resuming-tourism-services-and-health-protocols-hospitality-establishments_de
https://ec.europa.eu/info/files/covid-19-eu-guidance-progressive-resuming-tourism-services-and-health-protocols-hospitality-establishments_de
https://ec.europa.eu/info/files/covid-19-eu-guidance-progressive-resuming-tourism-services-and-health-protocols-hospitality-establishments_de
https://ec.europa.eu/info/files/covid-19-recommendation-vouchers-offered-passengers-and-travellers-alternative-reimbursement-cancelled-package-travel-and-transport-services_de
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den, zwischen Gutscheinen und einer Barerstattung 

für annullierte Tickets für jegliche Reisen zu wählen. 

Zugleich sollen die Gutscheine als Alternative jedoch 

attraktiv gemacht werden, um Unternehmen zu un-

terstützen. Die Gutscheine sollen dabei mindestens 

12 Monate gültig bzw. auf andere Reisende über-

tragbar und bei Nichteinlösung nach höchstens ei-

nem Jahr erstattbar sein.  

 

Neben der Öffnung des Tourismus ist die Kommissi-

on bestrebt, den Tourismussektor durch Maßnah-

men direkt zu unterstützen. Dazu gehören die Ge-

währleistung von Liquidität für Tourismusunterneh-

men durch die Flexibilität im Rahmen der Vor-

schriften für staatliche Beihilfen und durch den Euro-

päischen Investitionsfonds mit bis zu 8 Mrd. Euro für 

100.000 krisengeschüttelte Kleinunternehmen. Ar-

beitsplätze werden zudem durch das Programm SU-

RE geschützt, welches 100 Mrd. Euro bei der Mitfi-

nanzierung von nationalen Kurzarbeitsregelungen 

und ähnlichen Maßnahmen bereitstellt.  Zudem wird 

die EU-Kommission europaweite Werbekampagnen 

für Europa als weltweit beliebtes Reiseziel fördern. 

 

Zur Ergänzung dieser kurzfristigen Maßnahmen wird 

die Kommission weiterhin mit den Mitgliedstaaten 

daran arbeiten, einen nachhaltigen Tourismus im 

Einklang mit dem europäischen Green Deal zu för-

dern und den digitalen Wandel der Tourismusdienst-

leistungen voranzubringen, damit mehr Auswahl-

möglichkeiten geboten und Ressourcen besser ver-

teilt sowie neue Wege bei der Steuerung von Reise- 

und Touristenströmen beschritten werden. Die Kom-

mission wird eine europäische Tourismuskonferenz 

veranstalten und dabei mit EU-Institutionen, der In-

dustrie, den Regionen und Städten sowie anderen 

Interessenträgern über die künftige Gestaltung nach-

haltiger, innovativer und widerstandsfähiger europä-

ischer Tourismusstrukturen („Europäische Tourismu-

sagenda 2050“) beraten. 

 

Allgemeine Informationen zu den Leitlinien der Kom-

mission finden Sie hier, die Gesamtstrategie für den 

Aufschwung des Tourismus hier.  

 

„Millionen von KMU und familiengeführte Beherbergungsbetriebe, Restaurants, 
Beförderungsunternehmen und Reisebüros sind vom Konkurs bedroht und können 
Mitarbeiter nicht mehr halten. Sie müssen den Betrieb dringend wieder 
aufnehmen. Wir tragen dazu bei, den europäischen Tourismus wieder in Gang zu 
bringen, ohne dass Gesundheit und Sicherheit gefährdet werden. Heute 
präsentieren wir ein gemeinsames europäisches Konzept für die sicherlich 
schwierige Sommersaison 2020 und ebnen gleichzeitig den Weg für nachhaltigere 
und digitale Tourismusstrukturen in der Zukunft.“ 
 
    - Thierry Breton, EU-Kommissar für den Binnenmarkt  

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_854
https://ec.europa.eu/info/files/tourism-and-transport-2020-and-beyond_de
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Kommission klagt Österreich vor dem EuGH wegen 

Indexierung der Familienleistung 

Die Europäische Kommission hat am Donnerstag, den 14. Mai verkündet, Österreich auf Grund der Rechtsvor-

schriften über die Indexierung von Familienleistungen vor dem EuGH zu verklagen.  

Nach Ansicht der Kommission ist die österreichi-

schen Rechtsvorschriften über die Indexierung von 

Familienleistungen, Kinderabsetzbeträgen und ande-

ren Steuervorteilen für Familien diskriminierend und 

nach dem EU-Recht nicht zulässig. Denn die im Jän-

ner 2019 eingeführte Regelung benachteilige EU-

BürgerInnen, die in Österreich arbeiten, deren Kin-

der jedoch im Ausland leben. Sie würden in vollem 

Umfang Beiträge leisten, jedoch weniger Familien-

beihilfen erhalten als jene, deren Kinder in Öster-

reich sind. Die Indexierung gelte außerdem nicht für 

österreichische Staatsangehörige, die im Ausland für 

eine österreichische Behörde arbeiten und deren 

Kinder mit ihnen dort leben – obwohl ihre Situation 

vergleichbar sei. Dies verstoße gegen die EU-

Vorschriften über die Arbeitnehmerfreizügigkeit und 

die Koordinierung der Systeme der sozialen Sicher-

heit, so die EU-Kommission.  

 

Bereits im Jänner 2019 – unmittelbar nach der Ein-

führung der Indexierung – hatte die Kommission der 

damaligen österreichischen Regierung ein Aufforde-

rungsschreiben vorgelegt, indem die Regelung scharf 

kritisiert wurde. Eine Antwort Österreichs aus dem 

März bzw. Oktober 2019 konnten die Bedenken der 

Kommission nicht ausräumen. Daher hat sie nun be-

schlossen, Klage beim Gerichtshof der Europäischen 

Union einzureichen. 

 

Die ÖVP indes lehnt die Rücknahme der Indexierung 

ab und will nun die Entscheidung des EuGH abwar-

ten: „Es steht der EU-Kommission frei, den EuGH zu 

befassen, wenn diese Zweifel an der europarechtli-

chen Vereinbarkeit der Indexierung hat“, verlautbar-

te Familienministerin Christine Aschbacher (ÖVP). 

„Für uns bleibt es aufgrund der unterschiedlichen 

Lebenserhaltungskosten in der EU weiterhin eine Fra-

ge der Gerechtigkeit“, führte die Ministerin weiter 

aus. Nun liege es am EuGH zu entscheiden, laufende 

Verfahren würden jedoch nicht weiter kommentiert. 

 

Ursprünglich wollte die damalige Türkis-Blaue Regie-

rung 114 Millionen Euro jährlich mit der Indexierung 

einsparen. Einer parlamentarischen Anfragebeant-

wortung zufolge waren es im Vorjahr jedoch nur 62 

Millionen.  

 

Martin Selmayr, Leiter der Vertretung der Europäi-

schen Kommission in Österreich, sagte dazu: 

„Gerade während der Corona-Krise hat sich gezeigt, 

wie wichtig Arbeitnehmer aus dem EU-Ausland für 

die Aufrechterhaltung des sozialen und wirtschaftli-

chen Lebens in Österreich sind, ob es sich um Ärzte in 

Krankenhäusern, Pflegekräfte in Seniorenheimen o-

der Erntehelfer handelt. Es ist die Pflicht der Europäi-

schen Kommission, auf Basis des EU-Vertrages dafür 

zu sorgen, dass alle Arbeitnehmer aus dem EU-

Ausland, die genauso zum Sozialsystem beitragen 

wie inländische Arbeitnehmer, eine angemessene 

Leistung erhalten und fair behandelt werden. Denn 

die Arbeitnehmerfreizügigkeit ist ebenso integraler 

Bestandteil unseres EU-Binnenmarkts wie die Freiheit 

des Waren-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehrs. 

Wir sollten den EU-Binnenmarkt jetzt in unser aller 

Interesse in all seinen Dimensionen wieder rasch zum 

Funktionieren bringen.“ 

 

Mehr Informationen finden Sie hier.  

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_849
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Von der Leyen: Das letzte Wort zu EU-Recht wird 

immer in Luxemburg gesprochen 

Die EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen meldet sich mit einem Statement zum jüngsten Urteil 

des deutschen Bundesverfassungsgerichts zum Staatsanleihekaufprogramm der Europäischen Zentralbank zu 

Wort.  

Anfang Mai 2020 hatte das deutsche Bundesverfas-

sungsgericht ein im Jahr 2015 gestartetes milliarden-

schweres Programm der Europäischen Zentralbank 

zum Aufkauf von Staatsanleihen als in Teilen verfas-

sungswidrig eingestuft und untersagte der deut-

schen Bundesbank, an der Umsetzung des EZB-

Anleihekaufprogramms mitzuwirken, sofern der EZB-

Rat in einem neuen Beschluss nicht nachvollziehbar 

darlegt, dass das Programm verhältnismäßig sei. Da-

mit setzte sich das Gericht in Karlsruhe über das an-

derslautende Urteil des Europäischen Gerichtshofs 

(EuGH) hinweg: Die Entscheidung des EuGH sei 

„schlechterdings nicht mehr nachvollziehbar,“ wurde 

im Urteil verkündet, das Bundesverfassungsgericht 

fühlt sich an das Urteil aus Luxemburg nicht gebun-

den. Damit wird die Autorität des EuGH – der letzten 

Entscheidungsinstanz in der EU – in Frage gestellt. In 

Folge kann diese Entscheidung schwerwiegende Aus-

wirkungen haben und das europäische Rechtssystem 

untergraben. Daher äußerte sich unter anderem 

Kommissionspräsidentin von der Leyen zu dem Urteil 

und erinnert an den Vorrang von EU-Recht vor natio-

nalem Recht: „Das letzte Wort zu EU-Recht wird im-

mer in Luxemburg gesprochen. Nirgendwo sonst.“ Im 

Sinne der Aufgabe der Europäischen Kommission, 

die Funktionsfähigkeit des Eurosystems und des 

Rechtssystems der Union sicherzustellen, werde das 

Urteil des Bundesverfassungsgerichts im Detail ana-

lysiert und eruiert, welche weiteren Schritte zu fol-

gen haben, führte von der Leyen weiter aus. Eine 

Option sei auch ein Vertragsverletzungsverfahren 

gegen Deutschland. Zudem unterstrich die Kommis-

sionspräsidentin die Rolle der Union als Werte- und 

Rechtsgemeinschaft, die gewahrt und verteidigt wer-

den müsse: „Das ist, was uns zusammenhält. Das ist, 

wofür wir einstehen.“  

 

Das gesamte Statement von Kommissionspräsidentin 

Ursula von der Leyen finden Sie hier.  

 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/statement_20_846
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Rahmen für staatliche Beihilfe erneut erweitert 

Die Europäische Kommission hat den Befristeten Rahmen für staatliche Beihilfen, der am 19. März erlassen 

wurde, nun zum zweiten Mal ausgeweitet. 

Bereits am 19. März wurde ein solcher befristeter 

Rahmen für Staatsbeihilfen geschaffen, der es den 

Mitgliedsstaaten erlaubt, Unternehmen direkt zu 

unterstützen und deren Liquidität zu gewähren. Am 

3. April wurde der Rahmen um weitere Beihilfemaß-

nahmen ausgeweitet (Wir berichteten ausführlich im 

Newsletter 14-20). 

 

Nun beschloss die EU-Kommission eine weitere Aus-

weitungsrunde, durch die einerseits gezielte staatli-

che Maßnahmen in Form von Rekapitalisierungsbei-

hilfen für in Not geratene Nichtfinanzunternehmen 

ermöglicht werden, aber auch Vorkehrungen entste-

hen, um unverhältnismäßige Wettbewerbsverzer-

rungen im Binnenmarkt zu vermeiden. „Wenn die 

Mitgliedstaaten Hilfsmaßnahmen beschließen, wer-

den wir über die heute angenommenen Vorschriften 

sicherstellen, dass die mit dem Geld der Steuerzahler 

finanzierte Unterstützung hinreichend vergütet wird 

und Auflagen gelten, darunter ein Verbot von Divi-

dendenausschüttungen und Bonuszahlungen sowie 

weitere Vorkehrungen zur Begrenzung von Wettbe-

werbsverzerrungen“, so die für Wettbewerbspolitik 

zuständige Exekutiv-Vizepräsidentin der Kommission 

Margrethe Vestager. Zudem wird der Geltungszeit-

raum für die Rekapitalisierungsmaßnahmen bis Ende 

Juni 2021 verlängert, da Solvenzprobleme im Rah-

men der Krise zeitverzögert auftreten können. 

 

Mehr Informationen finden Sie hier. 

Neue Plattform „Fit for Future“  

Die Europäische Kommission hat die neue Plattform „Fit for Future“ ins Leben gerufen und sucht nun nach 

Sachverständigen.  

Ziel der Plattform „Fit for Future“ ist es, die gelten-

den EU-Rechtsvorschriften zu vereinfachen und zu-

kunftsfähig zu gestalten sowie den Verwaltungsauf-

wand für BürgerInnen sowie für Unternehmen zu 

verringern. Die Plattform wird dabei aus VertreterIn-

nen von nationalen, regionalen und kommunalen 

Behörden der Mitgliedsstaaten sowie Interessenträ-

gergruppen mit praktischem Fachwissen in verschie-

denen Politikbereichen bestehen. Dazu lädt die Kom-

mission zur Einreichung von Bewerbungen von Sach-

verständigen ein: Die ausgewählten Mitglieder soll-

ten über gute Fachkenntnisse im Bereich der Umset-

zung des EU-Rechts verfügen und die gemeinsamen 

Interessen verschiedener Organisationen von Inte-

ressenträgern in ihrem jeweiligen Bereich vertreten 

können. Ihre Aufgabe ist es, die Sicht von Unterneh-

men, insbesondere kleinen und mittleren Unterneh-

men, Sozialpartnern und Organisationen der Zivilge-

sellschaft, die über unmittelbare Erfahrung in der 

Anwendung von Unionsrecht verfügen, einzubrin-

gen. 

 

Mehr Informationen zu „Fit for Europe“ finden Sie 

hier.  

Eine Bewerbung kann bis 19. Juni 2020 hier einge-

reicht werden.  

Zudem können sich BürgerInnen über das Portal Ihre 

Meinung zählt! zu geltenden Rechtsvorschriften und 

neu geplanten Maßnahmen der EU äußern.  

 

https://www.alpeuregio.org/images/Tirol/Newsletter/NL_14-20.pdf
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_838
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_20_832
https://ec.europa.eu/info/law/law-making-process/evaluating-and-improving-existing-laws/refit-making-eu-law-simpler-and-less-costly/fit-future-platform-f4f_en
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/11815-Evaluation-of-access-to-deep-sea-fishing-in-the-north-east-Atlantic
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/11815-Evaluation-of-access-to-deep-sea-fishing-in-the-north-east-Atlantic
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EU-Parlamentssitzung in Brüssel 

Vergangene Woche tagte das EU-Parlament erneut in Brüssel. Wie bereits die Wochen zuvor, nahmen die 

meisten ParlamentarierInnen per Videoschaltung teil.  

Am Beginn der Sitzung am Mittwoch, den 13. Mai, 

verkündete Parlamentspräsident David Sassoli, dass 

nun vor allem über die Zukunft Europas nachgedacht 

werden müsse, da die Krise uns lehre, dass Europa 

sich nur gemeinsam erholen könne. Diesen Worten 

folgte auch Kommissionspräsidentin Ursula von der 

Leyen in ihrer Rede vor dem Parlament, indem sie 

die Architektur des neuen Recovery-Plans für Europa 

vorstellte, der in kürze vorgelegt werden soll. Beste-

hen wird dieser Aufbauplan zum einen aus dem EU-

Haushalt – dem mehrjährigen Finanzrahmen MFR – 

und zum anderen aus einem eigens geschaffenen 

Aufbauinstrument in Form von Darlehen auf den 

Kapitalmärkten. Diese Mittel zum Aufbau sollen zur 

Gänze über EU-Programme bereitgestellt werden, 

wobei das EU-Parlament ein gleichberechtigtes Mit-

spracherecht bekommen wird, betonte von der 

Leyen. Fließen sollen die Mittel in die Unterstützung 

der Mitgliedsstaaten zum Wiederaufbau im Sinne 

eines klimaneutralen und digitalen Europas, wobei 

vor allem stark betroffene Staaten Mittel zur Verfü-

gung gestellt bekommen. Zusätzlich werden die Gel-

der des Recovery-Plans für die Ankurbelung der 

Wirtschaft eingesetzt, indem gezielte Investitionen 

über InvestEU getätigt werden. Als dritte Säule nann-

te die Kommissionspräsidentin die Förderung der 

Programme, die sich in der Krise besonders bewährt 

haben, darunter „rescEU“ oder „Horizont Europa“. 

Das gesamte Programm zielt dabei auf die ersten 

Jahre der Erholung ab.  

 

In der anschließenden Parlamentsdiskussion wurde 

vor allem über den mehrjährigen Finanzrahmen MFR 

diskutiert. Der derzeitige MFR läuft im Dezember 

2020 aus; eine Einigung über den nächsten langfristi-

gen EU-Haushalt konnte indes nicht erzielt werden, 

da vor allem innerhalb des Rates Uneinigkeit über 

dessen Umfang herrscht. Die Sorge besteht nun, 

dass bis 2021 kein neuer Haushaltsplan ausverhan-

delt werden könnte. Zwar würde die derzeitigen 

Haushaltsobergrenzen automatisch verlängert wer-

den, dennoch würden viele EU-Programme wie Eras-

mus Ende 2020 auslaufen. Um dies zu verhindern 

und eine klare Vision für die nächsten Jahre zu 

schaffen, stimmte die Mehrheit der Abgeordneten 

für eine legislative Entschließung, im Zuge derer die 

EU-Kommission aufgefordert wird, bis zum 15. Juni 

2020 einen Vorschlag für einen Notfallplan für den 

MFR vorzulegen. Dieser Notfallplan soll dabei vor 

allem durch zusätzliche Flexibilisierung und Finanzie-

rung die unmittelbaren wirtschaftlichen und sozialen 

Auswirkungen der Corona-Pandemie angehen und 

zur Konjunkturbelebung beitragen.  Zudem forderten 

die Abgeordneten in Hinsicht auf die Pläne für die EU

-Haushaltsrevision und die wirtschaftliche Erholung 

nach 2020, ein robustes Paket, das sich auf die Be-

dürfnisse der BürgerInnen konzentriert und auf dem 

EU-Haushalt aufbaut. Dieses Paket solle eine Größe 

von 2 Billionen Euro haben, zusätzlich zum nächsten 

MFR vorgelegt werden und nicht zum Nachteil be-

stehender und künftiger EU-Programme ausfallen. 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/speech_20_877
https://www.europarl.europa.eu/news/de/headlines/priorities/mfr/20200131STO71519/der-langfristige-eu-haushalt-einfach-erklart
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20200512IPR78918/langfristiger-eu-haushalt-parlament-will-notfallplan-fur-2021
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20200512IPR78912/parliament-eu27-need-EU2-trillion-recovery-package-to-tackle-covid-19-fallout
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Der Plan müsse sich zudem auf die Prioritäten im 

Rahmen des Green Deal und der digitalen Agenda 

konzentrieren.  

 

Neben der Debatte zum MFR konnten in der Plenar-

sitzung des Parlaments mehrere neue Regelungen 

verabschiedet werden:  

 

Das Parlament nahm ein neues Kennzeichnungssys-

tem für PKW- und LKW-Reifen an. Neue Etiketten, 

die deutlich sichtbar auf dem Reifen angebracht sein 

müssen, sollen die VerbraucherInnen unter anderem 

über die Kraftstoffeffizient, den Abrieb und die 

Laufleistung informieren. Das neue Kennzeichnungs-

system könnte zu einer Reduzierung der CO2-

Emissionen um 10 Millionen Tonnen führen. Nach 

Annahme durch den Ministerrat kann das System 

bereits im Mai 2021 zur Anwendung kommen. 

 

Des Weiteren verabschiedete das Parlament eine 

Verordnung zur Wiederverwendung von Wasser. Das 

neue Gesetz definiert zum ersten Mal Mindestanfor-

derungen auf europäischer Ebene, damit aufbereite-

tes Wasser auf sichere Weise für landwirtschaftliche 

Zwecke verwendet werden kann, um Mensch und 

Umwelt zu schützen. Damit soll gegen die Wasser-

knappheit, die 11% der europäischen Bevölkerung 

betrifft, vorgegangen werden. Im Sinne der Kreislauf-

wirtschaft erleichtern sie zudem Landwirten die An-

passung an den Klimawandel und eröffnet neue In-

vestitionsmöglichkeiten für Technologieanbieter. Die 

verabschiedeten Maßnahmen treten am zwanzigs-

ten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 

Europäischen Union in Kraft. 

 

Abgelehnt wurde hingegen ein Entwurf des Durch-

führungsbeschlusses des Rates zum Austausch von 

Fingerabdrücken mit dem Vereinigten Königreich. 

Die Abgeordneten fordern, den Abschluss der Ver-

handlungen zur neuen partnerschaftlichen Zusam-

menarbeit mit dem Vereinigten Königreich abzuwar-

ten und zu eruieren, ob UK die EU-

Datenschutzstandards erfüllen und die Gegenseitig-

keit des Datenaustausches gewährleistet wird.  

 

Ebenfalls in der Parlamentsdebatte aufgegriffen wur-

de die Situation in Ungarn. Dabei unterstrichen meh-

rere RednerInnen, dass die ungarischen Sofortmaß-

nahmen zur Bekämpfung des Corona-Virus und vor 

allem die Erklärung eines unbegrenzten Ausnahme-

zustandes, nicht im Einklang mit den EU-Vorschriften 

stehen. Mehrere Europaabgeordnete forderten die 

EU-Kommission auf, die Prüfung der rechtlichen Än-

derungen und offenen Vertragsverletzungsverfahren 

abzuschließen. Sie forderten ausdrücklich, die Zah-

lungen an Ungarn im Rahmen der neuen finanziellen 

Perspektiven und des Sanierungsplans einzustellen, 

sofern nicht die Rechtsstaatlichkeit eingehalten wer-

de. Sie kritisierten zudem die passive Haltung des 

Rates und bestanden darauf, dass er das vom Parla-

ment eingeleitete Verfahren nach Artikel 7 fortsetze.  

 

Zudem wurde über Kontaktnachverfolgungs-Apps als 

Schutzmaßnahme gegen das Corona-Virus de-

battiert. Diese Maßnahme sei zwar durchaus wirk-

sam, doch müsse die die Sicherheit der personenbe-

zogenen Daten und der Datenschutz gewährleistet 

bleiben, betonten die Abgeordneten. Wichtig sei 

zum einen die unangefochtene Freiwilligkeit bei der 

Installation aber auch die Transparenz. Des Weiteren 

betonten die Abgeordneten die Notwendigkeit eines 

koordinierten Ansatzes bei der Entwicklung und Nut-

zung der Apps, um deren grenzüberschreitende In-

teroperabilität sicherzustellen. 

 

Einen Überblick über alle Themen der Plenarsitzung 

vom 13. bis zum 16. Mai finden Sie hier, ein Abstim-

mungsmonitoring der österreichischen EU-

Abgeordneten hier.  

 

https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20200512IPR78920/new-tyre-labels-to-include-information-on-energy-consumption-and-grip
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20200512IPR78920/new-tyre-labels-to-include-information-on-energy-consumption-and-grip
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20200512IPR78921/parliament-approves-increased-water-reuse
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20200512IPR78922/ep-wants-data-protection-guaranteed-before-allowing-fingerprint-exchange-with-uk
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20200512IPR78922/ep-wants-data-protection-guaranteed-before-allowing-fingerprint-exchange-with-uk
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20200512IPR78922/ep-wants-data-protection-guaranteed-before-allowing-fingerprint-exchange-with-uk
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20200512IPR78917/hungary-s-emergency-measures-meps-ask-eu-to-impose-sanctions-and-stop-payments
https://www.europarl.europa.eu/news/en/press-room/20200512IPR78915/covid-19-tracing-apps-meps-stress-the-need-to-preserve-citizens-privacy
https://www.europarl.europa.eu/news/en/press-room/20200512IPR78915/covid-19-tracing-apps-meps-stress-the-need-to-preserve-citizens-privacy
https://www.europarl.europa.eu/news/de/agenda/briefing/2020-05-13
https://oegfe.at/2020/05/abstimmungsmonitoring-2-2-2-2/
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Weitere EU-Unterstützung in Corona-Pandemie  

Weiterhin unterstützt die EU Menschen in Europa und auf der gesamten Welt durch Lieferung von Schutzaus-

rüstungen und anderen humanitären Hilfsgütern. Zusätzlich werden Forschungsprojekte zur Entwicklung von 

Impfstoffen, sowie von neuen Therapie- und Diagnosemethoden finanziert. 

Insgesamt 3 Mrd. Euro mobilisierte die EU aus dem 

EU-Haushalt, um die Gesundheitssysteme der Mit-

gliedsstaaten direkt zu unterstützen. Im Zuge dessen 

konnten im Rahmen des Soforthilfeinstrumentes 10 

Millionen Schutzmasken gekauft werden. Die erste 

Lieferung von 1,5 Millionen Masken wird diese Tage 

an 17 Mitgliedstaaten und das Vereinigte Königreich 

versendet. Die Lieferungen ergänzen die Bereitstel-

lung von mehreren hunderttausend Masken, die be-

reits in den vergangenen Wochen aus der rescEU-

Reserve an medizinischer Ausrüstung geliefert wur-

den, sowie die Unterstützung im Rahmen des EU-

Katastrophenschutzverfahrens. 

 

Zudem kündigte die EU-Kommission an, dass acht 

große Forschungsprojekte in einem Eilverfahren aus-

gewählt wurden, um über die Initiative Innovative 

Arzneimittel (IMI) finanziert zu werden. Das gesamte 

Investitionsvolumen beträgt dabei 117 Mio. Euro.  

Die ausgewählten Forschungsprojekte zielen auf die 

Entwicklung von Therapie- und Diagnosemöglichkei-

ten zur Bekämpfung des Coronavirus ab. Bisher wur-

den bereits 18 Forschungsprojekte finanziell unter-

stützt und über 1 Mrd. Euro für die Entwicklung von 

Impfstoffen sowie von neuen Therapie- und Diagno-

semethoden zugesagt.  

 

Zusätzlich hat die Europäische Kommission eine hu-

manitäre Luftbrücke der EU eingerichtet, um huma-

nitäre HelferInnen und Soforthilfe zur Bekämpfung 

des Coronavirus in einige der kritischsten Gebiete 

weltweit zu transportieren. Vorrang wird dabei den 

afrikanischen Ländern eingeräumt, in denen die Pan-

demie droht, die vielen bestehenden humanitären 

Krisen zu verschärfen.  

Für eine der am stärksten betroffenen Regionen, das 

Gebiet rund um das Horn von Afrika, stellt die EU 

zusätzlich 105,5 Mio. Euro zur Verfügung. Bewaffne-

te Konflikte, Vertreibungen, Dürren und Über-

schwemmungen bedrohen die Ernährungssicherheit 

und die Existenzgrundlage der dort lebenden Men-

schen. Die Situation wird nun sowohl durch das 

Corona-Virus als auch durch eine Heuschreckenplage 

weiter verschlechtert. Über das angekündigte Hilfs-

paket werden humanitäre Projekte in Dschibuti, 

Äthiopien, Kenia und Somalia finanziert.  

 

Darüber hinaus wurde von der EU-Kommission ein 

Leitfaden erlassen, wie weltweit in den Ländern und 

Gebieten humanitäre Hilfe im Zusammenhang mit 

der Coronavirus-Krise geleistet werden kann, für die 

EU-Sanktionen gelten. Das erste Teilpaket umfasst 

genaue Aufstellungen für aktuelle humanitäre Hilfe 

in Syrien. Ziel ist es, die Arbeit der humanitären Ak-

teure im Land zu erleichtern und dafür zu sorgen, 

dass Ausrüstungen und Hilfe zur Bekämpfung der 

Coronavirus-Pandemie schneller nach Syrien gelan-

gen. Dabei richten sich die Leitlinien an alle, die an 

der Bereitstellung von humanitärer Hilfe beteiligt 

sind, wie Behörden, NGOs oder Banken.  

 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_819
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_819
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_837
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_837
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_837
https://www.imi.europa.eu/
https://www.imi.europa.eu/
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_813
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_813
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_20_880
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_20_831
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Hoffnung oder Angst? Umfrage unter LGBTI-

Personen in Europa  

Die Agentur der Europäischen Union für Grundrechte (FRA) veröffentlichte im Rahmen des Internationalen 

Tages gegen die Homophobie eine neue Erhebung zu den Erfahrungen von LGBTI-Personen in Europa und 

kommt zum Schluss, dass Angst, Gewalt und Diskriminierung nach wie vor weit verbreitet sind. 

Jährlich findet am 17. Mai der Internationalen Tag 

gegen Homophobie, Transphobie und Biphobie statt. 

Im Rahmen dessen veröffentlichte die Agentur der 

Europäischen Union für Grundrechte (FRA) eine Er-

hebung über Erfahrungen von LGBTI-Personen. Der 

FRA-Bericht unter dem Namen „A long way to go for 

LGBTI equality“ befragte 140.000 LGBTI-Personen, 

also lesbische, schwule, bi-, trans- und intersexuelle 

Menschen, in der Europäischen Union, im Vereinig-

ten Königreich, in Serbien und in Nordmazedonien, 

wie sie ihre Menschenrechtssituation erleben. Ver-

glichen wurden die Ergebnisse mit einer Erhebung 

aus dem Jahr 2012. Das ernüchternde Ergebnis: Seit 

2012 hat sich kaum etwas geändert. Nach wie vor 

vermeiden sechs von zehn Befragten mit ihrer Part-

nerin oder ihrem Partner öffentlich Hand in Hand zu 

gehen. 40 Prozent geben an, Opfer von Mobbing 

geworden zu sein, jede fünfte befragte Person fühlt 

sich am Arbeitsplatz und mehr als jede dritte bei 

Freizeitaktivitäten in der Öffentlichkeit diskriminiert. 

Auch wirtschaftlich ist eine grobe Ungleichheit fest-

stellbar: Ein Drittel der Befragten kommt finanziell 

nur mit Mühe über die Runden. Besonders prekär ist 

die Situation für intersexuellen und Transgender-

Personen, von denen jede zweite wirtschaftliche 

Probleme angibt. Diese Gruppe ist auch am stärksten 

von körperlichen oder sexuellen Übergriffen be-

troffen: 20 Prozent der Befragten mussten diese Er-

fahrung bereits machen. In ihrem Bericht appelliert 

die FRA an die Mitgliedsstaaten, Maßnahmen zum 

Schutz der Rechte von LGBTI-Gruppen zu ergreifen. 

Die Ergebnisse des FRA-Berichts sollen zudem in die 

geplante LGBTI-Gleichstellungsstrategie der EU-

Kommission einfließen. 

 

Mehr Informationen finden Sie hier, den Bericht 

hier.  

„Aus Angst, verspottet, diskriminiert oder sogar angegriffen zu werden, verheimlichen 
nach wie vor sehr viele LGBTI-Personen ihre sexuelle Identität. Obwohl die Gleichstellung 
von LGBTI-Gruppen in einigen Ländern vorangebracht wurde, zeigt sich an unseren 
Umfrageergebnissen, dass insgesamt zu wenig wirkliche Fortschritte gemacht wurden 
und viele LGBTI-Personen nach wie vor benachteiligt sind. Schwierigkeiten am 
Arbeitsplatz und bei der medizinischen Versorgung könnten sich aufgrund von COVID-19 
noch verschärfen. Politische Entscheidungsträger sollten dies ernst nehmen und sich 
aktiver dafür einsetzen, dass die Rechte von LGBTI-Personen in vollem Umfang 
respektiert werden.“  
                 - Michael O’Flaherty, Direktor der FRA 

https://fra.europa.eu/de/news/2020/umfrage-unter-lgbti-personen-europa-dominiert-die-hoffnung-oder-die-angst
https://fra.europa.eu/en/publication/2020/eu-lgbti-survey-results
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EER Award 2021-2022 

Der Ausschuss der Regionen bittet um Bewerbungen für den Award „Europäische Unternehmerregion“ 2021-

2022. 

Jährlich vergibt der Europäische Ausschuss der Regi-

onen den die Auszeichnung „Europäische Unterneh-

merregion“ (European Entrepreneurial Region – 

EER). Dabei werden bis zu drei Städte oder Regionen 

mit herausragenden, zukunftsorientierten Strategien 

zur Unterstützung von KMU, Start-ups und Scale-ups 

ausgezeichnet. Den Regionen mit dem überzeu-

gendsten, weitsichtigsten und vielversprechendsten 

Plan wird für das betreffende Jahr die Auszeichnung 

„Europäische Unternehmerregion“ verliehen.  

 

Auf Grund der Corona-Pandemie wurde der reguläre 

Award abgeändert. Die Sonderausgabe des EER 

2021/2022 soll auf zwei Jahre laufen und ausrei-

chend Zeit zur Umsetzung der jeweiligen EER-

Strategie bieten. Leitthema dabei ist der Unterneh-

mergeist für einen nachhaltigen wirtschaftlichen und 

sozialen Aufschwung. Alle EU-Gebiete unterhalb der 

Ebene der Mitgliedstaaten, die über Kompetenzen 

auf politischer Ebene verfügen und in der Lage sind, 

eine allgemeine unternehmerische Strategie umzu-

setzen, einschließlich Regionen im weitesten Sinne, 

Städte, EVTZ und Euroregionen, sind zur Teilnahme 

eingeladen. Die Bewerbungsfrist endet am 28. Okto-

ber 2020.  

 

Mehr Informationen finden Sie hier.  

Konsultation zur Anpassung an Klimawandel 

Für die 2021 geplante EU-Strategie zur Anpassung an den Klimawandel hat die Europäische Kommission eine 

Konsultation eröffnet und bittet um Beiträge der Bevölkerung.  

Der Klimawandel ist bittere Realität und seine Aus-

wirkungen längst in ganz Europa spürbar. Auch in 

Zukunft werden alle Länder, Wirtschaftssektoren 

und Menschen von den Auswirkungen wie Wald-

brände, Hitzewellen, Dürren oder Überschwemmun-

gen betroffen sein. Mit dem europäischen Green 

Deal möchte die EU-Kommission dem entgegensteu-

ern und alles in ihrer Macht Stehende tun, um die 

Klimaneutralität zu erreichen. Dazu soll 2021 eine 

umfassende Strategie zur Anpassung an den Klima-

wandel vorgelegt werden. Zuvor möchte die Kom-

mission jedoch die Meinungen eines breiten Spekt-

rums von Interessenträgern einholen, die bei der 

Politikgestaltung und den erwogenen politischen 

Optionen berücksichtigt werden. Erbeten werden 

Meinungen von BürgerInnen, der Zivilgesellschaft, 

Unternehmen, NGOs und Hochschulen sowie natio-

nale, regionale und lokale Behörden. Beiträge kön-

nen bis zum 20. August 2020 eingereicht werden.  

 

Die Konsultation finden Sie hier, mehr Informationen 

zum europäischen Green Deal hier.  

https://cor.europa.eu/de/engage/Pages/european-entrepreneurial-region.aspx
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12381-EU-Strategy-on-Adaptation-to-Climate-Change
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/european-green-deal_de
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Die Europäische Kommission bietet eine Reihe an Möglichkeiten der Bürgerbeteiligung. Öffentliche Kon-

sultationen ermöglichen es Ihnen, sich während verschiedener Phasen des Beschlussfassungsverfahrens zu 

EU-Strategien zu äußern. Die neuesten der laufenden Konsultationen finden Sie in der folgenden Liste. 

 

   

Tiefseefischerei im Nordostatlantik – Bewertung der 

EU-Vorschriften 

 Maritime Angelegenheiten und Fischerei 

 13. Mai 2020 - 5. August 2020 

Geldwäsche & Terrorismusfinanzierung – Aktions-

plan 

 Binnenmarkt 

 7. Mai 2020 - 13. August 2020 

Verbringung von Abfällen – Überprüfung und Bewer-

tung der EU-Vorschriften 

 Umwelt 

 7. Mai 2020 - 30. Juli 2020 

Finanzierungsmechanismus der Union für erneuer-

bare Energien 

 Umwelt 

 6. Mai 2020 - 3. Juni 2020 

Klimazielplan 2030 

 Klimaschutz 

 31. März 2020 - 23. Juni 2020 

Europäisches Netz der Arbeitsvermittlungen  

 Beschäftigung und Soziales 

 31. März 2020 - 23. Juni 2020 

Zollabkommen EU-China 

 Zoll, Internationale Zusammenarbeit und 

 Entwicklung 

 24. März 2020 - 16. Juni 2020 

Galileo-Satellitensystem – Nutzung für kritische Infra-

struktur (Telekommunikation, Energie, Finanzen) 

 Binnenmarkt 

 23. März 2020 - 15. Juni 2020 

EU-Tierschutzstrategie (2012-15) - Bewertung 

 Lebensmittelsicherheit 

 23. März 2020 - 15. Juni 2020 

Handel – Zollpräferenzschema der EU für Entwick-

lungsländer (Aktualisierung) 

 Handel 

 11. März 2020 - 3. Juni 2020 

Geschlechtsspezifisches Lohn- und Gehaltsgefälle – 

Entgelttransparenz zwischen Frauen und Männern 

 Beschäftigung und Soziales 

 5. März 2020 - 28. Mai 2020 

Europäischer Klimapakt 

 Klimaschutz  

 4. März 2020 - 27. Mai 2020 

Bewertung des EU-Rechtsrahmens für die Bestrah-

lung von Lebensmitteln 

 Lebensmittelsicherheit 

 2. März 2020 - 25. Mai 2020 

Nichtfinanzielle Angaben von Großunternehmen 

(Aktualisierung der Rechtsvorschriften) 

 Bank– und Finanzdienstleistungen 

 20. Februar 2020 - 11. Juni 2020 

Öffentliche Konsultation zur Beobachtungsliste für 

Fälschungen und Piraterie 

 Handel 

 19. Februar 2020 - 12. Mai 2020 

Menschenrechte – Überprüfung der EU-Anti-Folter-

Verordnung (2016-20) 

 Außen– und Sicherheitspolitik, Handel 

 19. Februar 2020 - 13. Mai 2020  

Konsultation zum Weißbuch über künstliche Intelli-

genz - Ein europäischer Ansatz 

 Digitale Wirtschaft und Gesellschaft  

 19. Februar 2020 - 31. Mai 2020 

Europäische Strategie für Daten 

 Digitale Wirtschaft und Gesellschaft  

 19. Februar 2020 - 31. Mai 2020 

 

https://ec.europa.eu/info/consultations_de
https://ec.europa.eu/info/consultations_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/11815-Evaluation-of-access-to-deep-sea-fishing-in-the-north-east-Atlantic
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/11815-Evaluation-of-access-to-deep-sea-fishing-in-the-north-east-Atlantic
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12176-Action-Plan-on-anti-money-laundering
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12176-Action-Plan-on-anti-money-laundering
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/7567584-Waste-shipments-revision-of-EU-rules
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/7567584-Waste-shipments-revision-of-EU-rules
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12369-Union-renewable-Financing-mechanism
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12369-Union-renewable-Financing-mechanism
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12265-2030-Climate-Target-Plan/public-consultation
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/11866-European-network-of-employment-services-EURES-evaluation-2016-2020
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/1941-EU-China-Customs-Agreement
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/2093-European-initiative-on-the-use-of-Galileo-in-Critical-infrastructures
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/2093-European-initiative-on-the-use-of-Galileo-in-Critical-infrastructures
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/2140-Evaluation-of-the-EU-Animal-Welfare-Strategy-2012-2015-
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/2136-Towards-the-future-Generalised-Scheme-of-Preferences-legal-framework-granting-trade-advantages-to-developing-countries
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/2136-Towards-the-future-Generalised-Scheme-of-Preferences-legal-framework-granting-trade-advantages-to-developing-countries
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12098-Strengthening-the-principle-of-equal-pay-between-men-and-women-through-pay-transparency
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12098-Strengthening-the-principle-of-equal-pay-between-men-and-women-through-pay-transparency
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12219-European-Climate-Pact
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/1477-Evaluation-of-the-EU-legal-framework-on-food-irradiation
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/1477-Evaluation-of-the-EU-legal-framework-on-food-irradiation
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12129-Revision-of-Non-Financial-Reporting-Directive/public-consultation
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12129-Revision-of-Non-Financial-Reporting-Directive/public-consultation
https://trade.ec.europa.eu/consultations/index.cfm?consul_id=262
https://trade.ec.europa.eu/consultations/index.cfm?consul_id=262
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/11869-Review-of-the-EU-Anti-Torture-Regulation
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/11869-Review-of-the-EU-Anti-Torture-Regulation
https://ec.europa.eu/eusurvey/runner/AIConsult2020
https://ec.europa.eu/eusurvey/runner/AIConsult2020
https://ec.europa.eu/eusurvey/runner/DataStrategy
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Zum Inhaltsverzeichnis  

 

 

 

 

Eüropa ische Kommission  
Die Tagesordnung der wöchentlichen Sitzung der Europäischen Kommission finden Sie hier.  

Eüropa isches Parlament  
Den Entwurf der Tagesordnung finden Sie hier.  

Den Video-Stream der letzten Plenarsitzung finden Sie hier.  

Rat der Eüropa ischen Union 
Die aktuellen Ratssitzungen finden Sie hier.  

Eüropa ischer Gerichtshof 
Zum Kalender des Europäischen Gerichtshofs für die folgende Woche gelangen Sie hier.  

Aüsschüss der Regionen 
Zum Sitzungskalender des AdR gelangen Sie hier.  

Stellenaüsschreibüngen 
Zu den laufenden Stellenausschreibungen in der EU gelangen Sie hier.  

EU-Bookshop 
Interessante Veröffentlichungen aus der EU finden Sie hier.   
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